vollffändi 
nach Feſtſtellung des Etats für 1862 erfolgen wird, daß der Staats⸗Haus⸗ 
balts⸗Etat für das Jahr 1863 feine geſetzliche Gilti 
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Zeitung. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 19. Juli 1862. 


Telegraphiſche Depefchen und Nachrichten. 

Turin, 28. Juli, Abends. Durando hat der Kammer 
die officielle Auerkennung des Königreichs Ita⸗ 
lien durch Preußen angezeigt. — König Wilhelm wird 
Montag den Geſandten, der die Proclamation des Königs 
notiſicirt, empfangen. (Angek. 9 Uhr 35 Min.) 
Dresden, 18. Juli. Das heutige „Dresdner Journal“ demen⸗ 
tirt wiederholt die Angaben der „Süddeutſchen Zeitung“ in Betreff 
des ſächſiſchen Elbzoll⸗Reformprojekts. 

Mailand, 17. Juli. Die heutige „Perſeveranza“ ſchreibt: „Geſtern 
Abend bildete ſich eine Zuſammenrottung von Individuen, welche mit Lam⸗ 
pen und Fackeln verſehen waren, wie es ſcheint in der Abſicht, die Via del 
Monte Napoleone, wo ſich das franzöſiſche Conſulat befindet, zu paſſiren, un⸗ 
ter dem Rufe: Es lebe Garibaldi! Hinaus die Franzoſen aus Rom! Der 
Jug fand jedoch den Eingang der genannten Straße durch eine Compagnie 

ationalgarde verſtellt, verblieb aber eine Stunde auf jener Stelle, während 
der Andrang immer mehr zunahm. Es erſchien hierauf eine Escadron Ka⸗ 
vallerie, welche mit Beifallsrufen begrüßt wurde. Die Menge löſte ſich ſo⸗ 
dann auf, und die Fackelträger begaben ſich zur Porta Garibaldi. Der Vor⸗ 
fall hatte keine weitern Folgen.“ | 

Mailand, 17. Juli. (Ueber Paris.) Man befürchtet heut Abend eine 
anti⸗römiſche Demonſtration. 0 = 

Athen, 12. Juli. Zur Ausarbeitung eines neuen Gemeinde: u. Wahl: 
geſetzes wurde eine Commiſſion eingeſetzt. i 

[Neueſte levantiniſche Poſt.] Konſtantinopel, 12. Juli. Vorgeſtern 
fand die feierliche Uebergabe der Inſignien des Ordens der Ehrenlegion an 
5 ſtatt. Die Wittwe Ilhami Paſchas, Munire Sultane, iſt ge⸗ 

rben. a 
‚A Ein amerikaniſcher Miſſionär wurde bei Philippopoli von Räubern er- 

ordet. 

Aus Suchumkale wird unterm 20. Juni gemeldet, eine 4000 Mann ſtarke 
ruſſiſche Colonne ſei in dem Defils von Deknako von den Bergbewohnern 
aufgerieben worden. 


Preuſen. 

5 Landtags = Verhandlungen. 
22. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (18. Juli). 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. — Die Tribü⸗ 

nen find reichlich beſetzt. Am Miniſtertiſch Finanzminſter v. d. Heydt, Ju⸗ 
Bil Graf zur Lippe, Miniſter der landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
ten Graf v. Itzenplitz und mehrere Regierungscommiſſare. 

Graf Oppersdorff (deſſen Wahl für ungiltig erklärt worden war), iſt 
neu gewählt in das Haus eingetreten. 

Die Commiſſion zur Vorberathung des Geſetzentwurfes wegen der außer⸗ 
ordentlichen Bedürfniſſe der Marine⸗Verwaltung iſt gewählt und hat ſich 
conſtituirt: Stavenhagen, Vorſitzender, Immermann, Stellvertreter des Vor⸗ 
ſitzenden, Meibauer, Schriftführer, Söncke, Stellv. d. Schrift, Schmidt (Ran⸗ 
dow), Schick, Mühlended, Koſch, Schwarz, Behm, Parriſius (Brandenburg), 
Reichenheim, Steinhardt, v. Gablentz. Ä ö 

Abg. Stavenhagen bittet, die Commiſſion um den Referenten und die 
Correferenten der Budget⸗Commiſſion für den Marine⸗Etat, nämlich die Abgg. 
Harkort, Behrend und Kerſt zu verſtärken. Abg. Waldeck ſtimmt bei und 
ſchlägt vor, auch den Vorſitzenden hinzuzuziehen. Beides wird ange⸗ 
nommen. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Abſtimmung über den 
in der letzten Sitzung berathenen Entwurf, betreffend die Abänderung der 
N u. ſ. w. Die Vorlage wird mit 
dem Amendement, das die Friſt der Abräumung auf höchſtens ſechs Jahre 
feſtſetzt, angenommen. Ri 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung betrifft Wablprüfungen. Das 
Haus genehmigt auf Antrag des Referenten die betreffenden Wahlen. 

Dritter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der bereits beſprochene Antrag 
des Abgeordneten Waldeck, welcher zwar die gleichzeitige Berathung der Be⸗ 
richte über die Spezial⸗Etats für 1862 und 1863 und bei den Spezial⸗Etats 
für 1863 Beſchlüſſe, welche Abſetzungen vom Etatoder Erklärungen des Hauſes zum 
Gegenſtande haben, zulaſſen, aber die Beſchlüſſe über die Feſtſetzung 
der einzelnen Poſitionen (Titel) des Etats für 1863 ausſetzen will, bis der 
ganze Etat für 1862 feſtgeſetzt iſt. — Die Commiſſion hat aus dem Grunde, 
daß der Antrag ja bereits thatſächlich in der Art der Berathung ſeine 
eee eine motivirte Tagesordnung beantragt. 

Abg. Waldeck (gegen die Commiſſion für ſeinen Antrag): Die Frage, 
die ſein Antrag enthalte, werde ſtets zurückkehren, wenn das Haus auch jetzt 
zur Tagesordnung übergehe, denn die Frage müſſe einmal entſchieden wer⸗ 
den. Der Etat für 1863 ſei ein Geſetz für ſich, und die endgiltigen Beſchlüſſe 
darüber müßten ſo lange ausgeſetzt werden, bis das eine Geſetz für 1862 
ſeinen Abſchluß erdalten. Gerade in Bezug auf den Mititär⸗Etat ſei es 
nothwendig, die letzten Beſchlüſſe für 1863 erſt dann zu faſſen, wenn der 
ganze Etat für 1862 feſtgeſetzt ſei. Der Commiſſions⸗Bericht ſtelle feinem 
Antrage nur formelle Bedenken gegenüber, die nicht durchgreifend ſeien. 
Auf Zeiterſparniß komme es nicht an, das Haus ſei da, um genau 7 prü⸗ 
fen, und Niemand werde ſich jo wichtigen Fragen durch derartige Nebenrück⸗ 
ſichten leiten laſſen. Uebrigens ſeien in der Commiſſion ſelbſt noch weiter⸗ 
gehende Anträge geſtellt worden, mit denen er vollkommen einverſtanden ſei. 

Abg. Pariſius (Brandenburg) nimmt das bereits in der Comm. vom 
Abg. v. Forckenbeck geſtellte Amend. wieder auf: Es lautet: das Haus der 
Abg. wolle beſchließen: daß zwar in eine gleichzeitige Berathung der Berichte über 
die Staatshaushaltsetats pro 1862 und 1863 eingetreten werden könne, daß aber 
die einzelnen Beſchlüſſe über die Titel des Staatshaushaltsetats pro 1863 
nur für vorläufig zu erklären, mit dem Vorbehalt, daß die definitive Feſt⸗ 
ſetzung derſelben A dann erfolgt, wenn der ganze Etat pro 1862 durch Be⸗ 
ſchluß des Hauſes feſtgeſtellt worden. — Das Amend. ſei geſchäftlich zu em⸗ 
pfehlen, es beanſpruche keine politiſche Bedeutung. Die ſofort hintereinander 
folgende Berathung der Etats pro 1862 und 1863 ſei bedenklich, da nach 
den langen Verhandlungen über den erſteren bei dem zweiten leicht eine Ab⸗ 
ſpannung im Hauſe eintreten könnte, welche der Sache ſchädlich ſein müßte. 
Dem beuge das Amend. vor, da der Ctat pro 1863 zwar mit dem für 1862 
vorläufig und im Allgemeinen feſtgeſtellt werden könnte. Bei einer zweiten 
Leſung des Etats für 1863 aber dann jene vorläufigen Beſchluſſe rectificirt 
werden könnten. Das Amend. ſei nach der Geſchäfts⸗Ordnung correcter 
als der Waldeck ſche Antrag, da den Berathungen doch Beſchlüſſe folgen 
müßten, was nach dem Antrag nicht der Fall ſein würde, während das 
Amend. die Beſchlüſſe gefaßt wiſſen wollte, aber nur proviſoriſch und mit 

orbehalt von Abänderungen nach Feſtſtellung des Etats für 1862. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Es ſei darauf aufmerkſam zu machen, daß 
über die einzelnen Titel, die Domänen und Forſten betreffend, eine Abſtim⸗ 
mung bereits für 1862 und 1863 erfolgt ſei. 

Referent Oſterrath erörtert die Geſchichte des Waldeckſchen Antrages, 
deſſen Inhalt das Haus bereits zum drittenmal beſchäftige; die vom Abg. 

aldeck gemachte Hinweiſung auf den Vorgang von 1849 wird widerlegt 
und die von der Commiſſion beantragte motivirke Tagesordnung beſonders 
aus der Rückſicht empfohlen, weil das Haus thatſächlich vereits in die ver⸗ 
einigte Berathung beider Etats eingetreten ſei. 

r Commiſſions⸗Antrag: — in Erwägung, daß der Zweck des Antrags 
erreicht iſt, da die Feſtſtellung des ganzen Etats für 1863 erſt 


keit erft durch die über: 
inſtimmende Zustimmung der drei Factoren der eiebgebung erhält, daß 
die Beſchlüſſe des Hauſes den Abgeordneten über die einzelnen Titel des 
Etats für 1863 die Staatsregierung nicht ermächtigen, Ausgaben für das 
Jahr 1863 vorzunehmen, zur Tagesordnung überzugehen, — wird hierauf 
mit geringer Majorität angenommen. Gegen denſelben nur die Fortſchritts⸗ 
artei (mit Ausnahme einiger Mitglieder). 0 

Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Budget⸗ 
Commiſſion über die Etats des Miniſteriums für landwirthſchaftliche Anger 
egenheiten und der Geſtüt⸗Verwaltung pro 1862 und 1863. 0 

Etat für 1862, Die Einnahme und die Titel und die Ausgabe⸗Tit. 1 


bis 15 werden ohne Debatte genehmigt. Zur Förderung der Landes⸗Cultur 
hat die Commiſſion den Antrag geſtellt: „Gegen die Staatsregierung die 
Erwartung auszuſprechen, daß ſie der künſtlichen Fiſchzucht ihre beſondere 
Aufmerkſamkeit zuwende.“ Dieſer Antrag wird unterſtützt vom Abg. Dr. 
Virchow: Er handle ſich hier um einen Zweig der Cultur, der fuͤr das 
National⸗Vermögen von dem größten Erfolge ſei, wenn er genügend ent⸗ 
wickelt werde. General⸗Conſul Sturz habe in ſeiner bekannten Broſchüre die 
finanzielle Bedeutung auseinandergeſetzt. Er (Redner) mache auf die ſchwe⸗ 
diſchen und norwegiſchen Geſetze aufmerkſam. Die preußiſche Regierung 
habe gegenwärtig ſehr wenig gethan, und da Preußen eine große Menge 
von Landſeen beſitze, fo biete ſich in der künftl, Fiſchzucht ein ſicheres Mittel 
dar, die Seen mit Fiſchen wieder zu füllen. n Erfahrungen mangele es 
nicht, ſondern nur an der unmittelbaren Benutzung der Erfahrungen. In 
Baiern babe ſich die Privat⸗Induſtrie ſchon dieſes Gegenſtandes bemächtigt. 
Sachverſtändige habe Preußen, z. B. an der Univerſität Königsberg Prof. 
Müller, an der Univerſität Greifswald Prof. Münter u. ſ. w. Viele Privat⸗ 
männer feien in Schleſien, Pommern u. ſ. w., welche dieſe Frage ſtudirt 
hätten, und er ſtehe mit deren Adreſſen gern zu Dienſten. Er knüpfe daran 
einen andern Gegenſtand, den Heringsfang, der an unſeren Küſten bis zum 
Anfange des 14. Jahrhunderts betrieben worden ſei. Früher habe man ge⸗ 
glaubt, der Hering ziehe fort, die Erfahrung habe aber gelehrt, daß die Zer⸗ 
ſtörung der Brut den Fiſch vertrieben habe. Hier alſo dürfte die Geſetz⸗ 
gebung ebenfalls mit einzugreifen haben, denn es ſei ſehr wichtig, daß dieſer 
Fiſchzug an unſerer Küſte wieder belebt werde. Er ſpreche nicht zu viel 
aus, wenn er behaupte, daß die Hanſa ihr Aufblühen dieſer Fiſchzucht ver⸗ 
danke. Er bitte deshalb um eine einſtimmige Annahme des Antrages. 

Abg. Lette: Er ſei dem Redner für feine intereſſante Belehrung ſehr 
dankbar. Die preußiſche Landeskultur⸗Geſetzgebung habe jedoch einen andern 
Standpunkt, als die franzöſiſche. Es handle ſich hier um viele Privatſen 
und hier könne die Regierung eigentlich nur mit Belehrungen und gutem 
Beiſpiel vorgehen, nicht aber mit dem Erlaß von Polizeigeſetzen. Freiheit 
und eigenes Intereſſe ſei dasjenige, was am Beſten in Bezug auf die Landes⸗ 
Kultur wirke. Beiſpiel dafür ſei die Forſtkultur. Die Meerfiſcherei ſei aller⸗ 
dings von außerordentlicher Wichtigkeit, wie das der durch ſeine Kämpfe 
gegen die braſilianiſchen Einwandererbedrückungen fo hoch verdiente General⸗ 
Conſul Sturz jüngſt nachgewieſen. Er wolle das Haus aber noch auf einen 
anderen Gegenſtand aufmerkſam machen, der nicht minder wichtig ſei für 
die ärmere Bevölkerung, das ſei die Seidenzucht. (Verwunderung) Es 
gehöre dieſe auch zur Landeskultur. Schon Friedrich der Große babe die 
große Wichtigkeit des Gegenſtandes erkannt. — Miniſter der landwirthſchaftl. 
Angelegenheiten Graf Itzenplitz: Was die Geſetzgebung über die Laich⸗ 
und Hegezeit betreffe, ſo ſcheine ſie es ſchon zu gut gemacht zu haben, denn 
er werde gegenwärtig von allen Seiten beſtürmt, daß die neuen Beſtimmun⸗ 
gen drückend ſeien. Die Annahme des Commiſſions⸗Antrages ſcheine nicht 
nothwendig, da er bereits nach vier Seiten hin Verfügungen getroffen habe, 
um dem Gegenſtande näher zu treten. Wenn er irgend einen praktiſchen 
Erfolg für die Landeskultur erkenne, ſo werde er mit großer Energie vor⸗ 
gehen. (Bravo.) Er finde den praktiſchen Punkt nicht in den Heringen, 
ſondern im Lachs. Möge das Haus den Antrag annehmen oder nicht, er 
werde feine Schuldigkeit thun. — Abg. Reichenſperger zweifelt, ob die 
Materie vom Stockfiſch⸗ und Heringsfang unter den Etat für Landwirth⸗ 
ſchaft und Geſtütweſen gehöre. (Heiterkeit.) Es ſei bedenklich, ſolche Materie 
vorwegzunehmen, an deren ſpäterer Berathung er ſich in beſonderer Rückſicht 
auf die Sturz ſche Schrift habe betheiligen wollen. In der Sache ſelbſt, die 
Binnenfiſcherei betreffend, erkläre er ſich mit dem Commiſſions⸗Antrage 
einverſtanden. 5 f . 

Abg. Virchow rechtfertigt ſich gegen Lette, daß er ſich nicht das impe⸗ 
rialiſtiſche Frankreich zum Vorbild genommen habe; ſein Vorbild ſei vielmehr 
England und Norwegen geweſen, wo dieſe Fiſcherei mit beſonderer Sorgfalt 
gepflegt würde, und beſonders in Norwegen, wo 4 Mill. Species aus dem 
Fiſchfange gewonnen würden, und 3000 Species für die künſtliche Fiſchzucht 
ausgeſetzt ſeien. Er wolle nicht Polizei⸗Verordnungen, ſondern Geſetze, und 
wenn über dieſe, wie der Miniſter geäußert, geklagt werde, ſo liege das 
daran, daß dieſe Geſetze bisher am grünen Tiſch gemacht worden ſeien. 
So habe man z. B. als allgemeine Laichzeit den Mai angenommen, wäh⸗ 
rend bekanntlich die Fiſche das ganze Jahr hindurch, mit Ausnahme etwa 
der Wintermonate, laichten. — Der Commiſſſions⸗Antrag ward hierauf ein 
ſtimmig augenommen. > 

Bei Berathung des Commiſſions⸗ Antrages, „die Erwartung auszu⸗ 
ſprechen, an allen Landes⸗Univerſitäten, wo es nicht geſchehen, Einrich⸗ 
tungen für den landwirthſchaftlichen Unterricht zu treffen“, befürwortet der 
Abg. v. Zoltowski die Errichtung einer landwirthſchaftlichen Akademie für 
das Großberzogthum Poſen, ohne jedoch einen Antrag zu ſtellen. 

Abg. Oſterrath: Es ſei wünschenswert, daß auch in den Sonntags⸗ 
ſchulen landwirthſchaftlicher Unterricht bis zu einem gewiſſen Grade ertheilt 
werde. An den landwirthſchaftlichen Miniſter ſtellt Redner die Frage, ob er 
eine Veränderung der landwirthſchaftlichen Akademien beabſichtige, da er 
einem ſpäteren Commiſſions⸗Antrage deſſelben Berichts, dahin gehend, daß 
die Fonds zur Beförderung der Landeskultur angemeſſen verſtärkt würden, 
nicht widerſprochen habe. Zwiſchen dieſem Antrage und dem, die Einrich⸗ 
tung landwirthſchaftlichen Unterrichts an den Univerſitäten betreffend, konnte 
leicht ein Widerſpruch gefunden werden. 

Minifter der landwirthſchaftl. Angelegenheiten Graf Spenplis: Es ſei 
nicht feine Abficht, die landwirthſchaftlichen Akademien aufzuheben oder in 
Betreff der Einrichtung derſelben zu einem andern Principe überzugehen. 
Aber auf eine möglichſte Verbeſſerung der Akademien, auf Vervollſtändigung 
der Lehrkräfte und des Lehrapparats, ſo wie auf eine beſſere Einrichtung 
der mit den Akademien verbundenen und von dieſen aus bewirthſchafteten 
Gütern glaube er allerdings denken zu müſſen, und zu dieſem Zwecke wür⸗ 
den auch die in dem vom Vorredner erwähnten Antrage geforderten Mittel 
zu verwenden ſein. Eine ſolche Ausbildung der Akademien ſchließe aber 
nicht aus, daß auch an den Univerſitäten landwirthſchaftlicher Unterricht 
ertheilt würde. Dies einzurichten, werde zunächſt für die Univerſität Halle 
beabſichtigt, wo entſprechend den Wünſchen der Univerſität und der land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereine der Provinz Sachſen in dem Dr. Kühne ein be⸗ 
währter Theoretiker und Praktiker als Lehrer gewonnen ſei. Daß 
aber von ſeiner Seite trotz des befürworteten landwirthſchaftlichen Unterrichts 
an den Univerſitäten dem Antrag auf Erhöhung der ſonſtigen Fonds 
für Erhöhung der Landeskultur hätte widerſprochen werden ſollen, das werde 
man ihm als dem Fachminiſter doch nicht zumuthen; gegen Bewilligung zu 
großer Fonds würden der Finanzminiſter und die beiden Häuſer des Land⸗ 
tages ſchon zu wirken wiſſen. eiterkeit.) - 2 

Abg. Lette macht darauf aufmerſam, wie weſentlich eine N wiſ⸗ 
ſenſchaftliche Bildung auch auf die Fachwiſſenſchaften wirke. — Abg. Win⸗ 
felmann (ſchwer verſtändlich) ſcheint in demſelben Sinne zu ſprechen. — 
Abg. Schubert: Es ſei nicht leicht, die befähigten Männer zu finden. — 
Abg. v. Bunſen weiſt einzelne gegen die höhern landwirthſchaftlichen An⸗ 
ſtalten ausgeſprochene Vorwürfe zurück. — Ein Antrag auf Schluß wird 
abgelehnt, und die Debatte erſt nach einer Berichtigung des Abg. Winkel⸗ 
mann geſchloſſen, darauf der Antrag der Commiſſion faſt einſtimmig an⸗ 

enommen. 
5 Abg. Bresgen: Es ſeien ihm viele Petitionen aus feinem Wahlkreiſe 
wegen Beförderung der Landeskultur zugegangen; er habe ſie aben nicht 
vor das Haus bringen wollen, da er hoffe, daß der Miniſter von ſelbſt die 
Wieſen⸗Kultur berüdfichtigen werde. 5 

Miniſter Graf v. Itzenplitz antwortet, daß er einen Rath nach der 
Eifel ſenden werde, um die Culturen zu infpieiren, und daß er der Wieſen⸗ 
Kultur eben ſo viel Aufmerkſamkeit zuwende, wie der Wald⸗Kultur, aber 
natürlich nicht überall beſtimmte Erfolge in Ausſicht ſtellen könne. 

Die Anträge der Commiffion werden bei den einzelnen Poſitionen ans 
genommen. . 3 5 

Zu dem landwirthſchaftlichen Etat von 1863, bei welchem die Commiſſion 
die Hoffnung ausſpricht, daß die Fonds zur Beförderung der Landes⸗ 
Kultur verſtärkt werden möchten, nimmt Abg. v. Vincke (Stargard) das 
Wort, um ſich mit Berufung auf den Engländer J. Stuart Mill und Dahl⸗ 
mann gegen Erhöhung des Budgets auszuſprechen; ein Miniſter werde gern 
8 für ſein Fach annehmen; das Haus dürfe aber dazu nicht von 
e eitragen. : : 

Abg. Reichenſperger (Geldern): Das Princip ſei wohl im Allgemei⸗ 


habe übrigens die bisherige Regulirung wohl, die 


timmten Zwecken. 


nen richtig; aber auch in 1 — beantrage zuweilen das Unterhaus Er⸗ 


bob deen des Budgets zu be 


bg. v. Hoverbeck: Es ſei in dem Commiſſions⸗Antrage nur eine 


Erwartung für die Zukunft ausgeſprochen; es ſei überhaupt zu wenig für 
die nee Kultur gethan. 

g. : ; 
eine vollſtändig gerechtfertigte; die Regierung habe nach Maßgabe ver all» 
gemeinen Mittel die Landwirihſchaft eben jo berückſichtigt, wie alle übrigen 
Gewerbe, und der Commiſſions⸗Antrag involvire eine Zurückſetzung der 
übrigen Gewerbe. 5 

Abg. v. Hoverbeck: Er werde auch anderweite Forderungen ſehr gern 
unterſtützen. — Abg. v. Vin cke (Stargard): Der Antrag greife den Be⸗ 
ſchlüſſen der künftigen Budget⸗Commiſſion vor, und ſei Angeſichts des Deft⸗ 
zits bedenklich; das Haus habe ſich nur mit der Frage des Tages zu beſchäf⸗ 
tigen, und außerdem ſei in dem Antrage nicht einmal eine Summe angege⸗ 
ben. — Abg. b. Hoverbeck: Er hoffe, daß man dahin kommen werde, daß 
künftige Etats ohne Defizit abſchließen. — Die Diskuſſion iſt geſchloſſen, der 
Sade . trag wird angenommen. (Dafür die Linke, das Centrum, 

ubert u. A. 

Bei den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben beantragt die Com⸗ 
miſſion: „die Erwartung auszusprechen, dieſen Titel im Jahre 1864 weiter 
erſetzt zu ſehen, wenn die Finanzlage des Staates dies geſtattet.“ Der Ans 
trag wird einſtimmig genehmigt. 

Es folgt der Etat der Geſtüt⸗Verwaltung für 1862. Der Etat 
wird genehmigt, ebenſo der Etat derſelben Verwaltung für 1863. Damit iſt 
der Budget⸗Bericht erledigt. (Während der vorangegangenen Debatten ſind 
die Miniſter v. Holzbrinck und v. Jag ow erſchienen.) 

Der fünfte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schlußberathung über 


den Antrag der Abg. Müller, (Anklam), Reichenheim und Wachsmuth: „die 


Regierung aufzufordern, dem Landtage in der nächſten Seſſion eine Vorlage 
über die vollſtändige Herſtellung der Schiffbarkeit des Oderſtro⸗ 
mes in kürzeſter Friſt zu machen.“ Motivirt iſt der reichlich unterſtützte 
Antrag durch die geſetzliche Verflichtung des Staates, für die Schiffbarkeit 
der öffentlichen Ströme zu ſorgen und die wiederholt ausgeſprochene Aner⸗ 
kennung des dringenden Bedürfniſſes der Oderregulirung. Referent iſt der 
Abg. v. Roſenberg⸗Lipinski: Seit langer Zeit beſchäftige dieſe Frage 


das Land und das Haus; die Regierung habe die Wichtigkeit anerkannt, aber 


wenig gethan. Und doch ſei es nothwendig, die Steuerkraft des Landes zu 
heben, damit man eben Steuern zahlen könne. Was ſei nun nöthig, um 
die Regulirung moͤglichſt zu beſchleunigen, und wie ſeien die Mittel zu bes 
ſchaffen? Jedenfalls genüge zu dem erſteren nicht der vorgeſchlagene Plan; 
die 100,000 Thlr. jährlich würden, da ſie zu gering ſeien, ins Waſſer ge⸗ 
worfen. Nachhaltige Hilfe könne nur geſchaffen werden, wenn man das Werk 
im Großen angreife. Hierzu würde vielleicht eine Summe von 37 Mill. 
nothwendig ſein, die man durch eine Anleihe beſchaffen könne, wegen deren 
Verzinſung und Amortiſirung man jetzt, nach Aufhebung der Durchfuhrzölle, 
wohl zu einer Schifffahrtsabgabe greifen könne. Dieſe Arage biete aud ein 
politiſches Intereſſe, Schleſien ſei weſentlich dabei intereſſirt. : 

Handelsminifter v. Holzbrinck: Die Regierung wende dieſem Gegen⸗ 
ſtande ihre volle Aufmerkſamkeit zu. Dem Vorredner müſſe er erwidern 
daß die verwendeten Gelder nicht in das Waſſer geworfen ſeien. Es ſel 
dem Hauſe im Jahre 1859 ein Plan des ausfübrenden Baumeiſters vorge⸗ 
legt worden. Die Auslagen von Schiffern ꝛc. hätten ergeben, daß das be⸗ 
folgte Syſtem von den günſtigſten Erfolgen begleitet ſei; es ſeien keine er⸗ 
beblichen Beſchädigungen vorgekommen, und die Regierung dürfe ſich dem 
Vertrauen hingeben, daß, wenn nach dieſem Syſtem . — ahren werde, der 
Strom bald eim tegulirt ſein werde, als er überhaupt zu reguliren ſei. 
Daß daraus kein Rheinſtrom gemacht werden könne, verſtehe ſich von ſelbſt. 
Von Gleiwitz bis Breslau ſei der Strom fo ſeicht, daß die Regiernng zu 
dem Project übergegangen ſei, für dieſe Strecke einen Schifffahrtskanal her⸗ 
zuſtellen. Dies Project würde einen Koſtenaufwand von 4 Mill. Thalern 
erfordern; wegen Aufbringung dieſer Koſten ſeien Verhandlungen ange⸗ 
knüpft. Die Regierung ſei noch nicht im Stande, einen detaillirten Plan 
vorzulegen, weil die Vorarbeiten noch nicht beendet jeien. Die Regierun 
fei jedoch bereit, und namentlich er (der Miniſter), das wichtige Werk fo vie 
als möglich zu fördern, aber man dürfe auch nicht zu viel von der Regie⸗ 
rung verlangen, da die techniſchen Gründe ſchwer ins Gewicht fielen und 
man ſich nach den disponibel zu machenden Mitteln richten müſſe. 

Abg. Wachsmuth: Die Oderregulirung ſei, trotzdem ſie die Landes⸗ 
vertretung bereits durch vierzehn Jahre beſchäftige, nicht vom Fleck ge⸗ 
kommen. Auch heute ſei ihr bereits von Hrn. v. Vincke gelegentlich entgegen 
getreten, weil nach dem Antrage das Haus die Initiative in Belaſtung des 
Budgets ergreifen würde und die Oderregulirung nur lokales Intereſſe be⸗ 
rühre. Dem an erſter Stelle geltend gemachten Grunde ſtehe die lange 
Praxis des Hauſes entgegen, der andere Grund ſei völlig ungerechtfertigt, 
da kein Fluß das allgemeine Intereſſe Preußens ſo ſehr berühre, als gerade 
die Oder. Die vom Herrn Handels miniſter in Ausſicht geſtellten Projecte 
würden die Oderregulirung eher verzögern als fördern, und jedenfalls der 
mittlern und untern Oder nicht zu Gute kommen. 


Abg. Müller (Anklam): Die Communication zu Waſſer empfehle ſich 
als die billigſte, und gleichwohl ſei für Verbeſſerung der Waſſerſtraßen bis⸗ 
ber äußerſt wenig geſchehen; die damit concurrirenden Eiſenbahnen ſeien 
von der Regierung unverhältnißmäßig begünſtigt worden. Ja, man habe 
ſich im Miniſterium von der kurzſichtigen Anſicht leiten laſſen, daß die Waſ⸗ 
ſerſtraßen den Eiſenbahneinkünften ſchadeten, in dieſem Falle z. B. der Nies 
derſchleſiſch⸗Märkiſchen Bahn; in Weſtphalen verfahre man ebenſo. Genützt 

\ N 5 Schifffahrt habe ſich etwas 
gehoben. Aber das ſei gerade ein Beweis, um wieviel mehr ſie ſich heben 
würde, wenn eine umfaſſende Regulirung vorgenommen würde. Wolle man 
darauf warten, bis Staatsmittel vorhanden feien, jo würde man lange wars 
ten müſſen. Habe man aber in den letzten zehn Jahren 80 Millionen für 
Eiſenbahnen verwenden können, ſo müßten auch wohl einmal einige Millio⸗ 
nen für eine Waſſerſtraße zur Dispoſition ſtehen, die in jeder Beziehung für 
viele Provinzen von dem größten Nutzen ſei. Außerdem komme ja nach 
einem alten Grundſatze auch dem anderen Theile eines Staates das zu gute, 
was man an dem einen thue. 5 

Der Handelsminister v. Holzbrinck: Er erkenne die vom Vorredner bes 
tonte Wichtigkeit der Waſſerſtraßen vollkommen an und ergreife die Gelegen⸗ 
beit gern, dem Hauſe mitzutheilen, daß die Reg. Projecte vorbereite, um die 
Ruhr, den Rhein, die Weſer und Elbe durch ein Canalſyſtem zu verbinden 
und die Kohlenſchätze Oberſchleſiens auf dem Waſſerwege für Berlin zu er⸗ 
ſchließen (Bravo). Die Projecte ſeien aber noch nicht ſo weit gediehen, um 
nähere Mittheilungen darüber zu machen. — Die Abgg. oa und 
Schmidt (Randow) befürworten den Antrag ebenfalls, letzterer insbeſondere 
auf die Dampfſchifffahzt auf der Oder hinweiſend, in welcher Beziehung noch 
Alles zu thun ſei. Es ſei vorgekommen, daß ein Kahn zur Fahrt von 
Breslau nach Stettin des Waſſerſtandes wegen längere Zeit gebraucht hat, 
als ein Schiff zur Reiſe von Indien nach Stettin. 

Ein Reg.⸗Commiſſarius giebt weitere Details über das, was für 
die . bereits geſchehen, — worauf Abg. Reichenheim kurz 
erwiedert. Der Antrag wird mit größter Majorität angenommen; gegen 
denſelben: Hr. v. Vincke, Graf Schwerin und etwa fünf Mitglieder der 
Fraktion. Binde, 

Mehrere denſelben Gegenſtand betreffende Petitionen find damit erledigt. 

Der folgende Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt die Fortſetzung der Be. 
rathung des zweiten Berichts der Gemeinde⸗Commiſſion für Petitionen: 
Magiſtrat und Stadtverordnete der Stadt Winzig bitten um Aufhebung der 
den Städten in den ſechs öſtlichen Provinzen, ſofern fie weniger als 10,000 
Seelen haben, auferlegten Verpflichtung, ihre ichte an die vorgeſetzte 
königl. Regierung den königl. Ländrathsämtern zur Weiterbeforderung zu 
übergeben. Die Commiſſion empfiehlt die Ueberweiſung der Petition an die 
Staatsregierung zur Berückſichtigung. 

Abg. Hoffmann beantragt die Vertagung der Berathung dieſer Peti⸗ 
tion bis zur Berathung des dritten Berichts der Commiſſion, worin über 
zwei denſelben Gegenſtand betreffende Petitionen berichtet wird. Das Haus 


lehnt den Antrag ab. ? 
Abg. v. Binde (Stargard): Er müſſe aus eigener Erfahrung dem 
Antrage der Petenten und der Commiſſion entgegen Das 


Petente . gen treten. 
Amt des Landraths ſei unpopulär, und dies hänge mit dem Mißbrauch zu⸗ 


Graf Schwerin: Er halte die Anſicht des Abg. v. Vincke für 


a 


gegen das Geſetz, die Eingaben vervollſtändigen könne er ebenfalls nicht, es 


halte er für nicht der Sache angemeſſen. 


türlich ſei es eine Frage der Zweckmäßigkeit, welche Dinge mit der Regie⸗ 


dirt habe, aus ihnen aber wohl Belehrung über 
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Landräthe eine politiſche Rolle ſpielen, aber er behaupte nochmals, daß 
darunter bei der großen Mehrzahl das Intereſſe ihrer Kreiſe nicht gelitten 
hätte. Auch die Magiſträte ſeien oft politiſcher Natur geworden. Der Ab⸗ 
geordnete für Mansfeld werde bei ihm wohl nichts zu Gute haben. Der 
Hr. Abgeordnete liebe es, weil er ein paar hübſche Bücher über England ge⸗ 
ſchrieben und 20 Jahre, wie er ſelber geſagt, ſich damit beſchäftigt habe, 
ſich als unfehlbaren Autor in dieſen Fragen hinzuſtellen (Große Unruhe im 
Saale). Er (Redner) werde doch wohl in dieſem Saale ſprechen dürfen, 
ohne ſolche Unterbrechungen. Er habe (gegen Abg. Waldeck) Petitionen, die 
ihm zur Berückſichtigung überwieſen, niemals mit dem Rücken angeſehen. 

Der Schluß der Debatte wird nun ausgeſprochen. Der Ruf nach Verta⸗ 
gung wird ſo laut, daß der Präſident ihm nachkommt. Er ſetzt die nächſte 
Sitzung auf morgen, Sonnabend, 12 Uhr an, da er am nächſten Dinstag 
ſchon „im Hinblick auf die Vorgänge in Oeſterreich“ den Handelsvertrag 
mit Frankreich zur Debatte bringen möchte. 

Abg. Harkort und v. Malinkrodt gegen dieſe eilige Berathung, da 
man nur drei Tage zur Kenntnißnahme des Berichts habe. Adg. Behrend 
und Reichenheim aus politſchen Gründen für baldigſte Beratbung. Nach 
dem der Präſident bemerkt hat, das Miniſterium habe um Beſchleunigung 
der Sache beſonders gebeten, erklärt ſich das Haus für die Anſtellung deſ⸗ 
ſelben. — Schluß 3% Uhr. Tagesordnung für morgen: die Reichenſper⸗ 
ger'ſche 1 | wegen Italiens, und Petitionsberichte. 

Die Fraction des linken Centrums hat beſchloſſen, die Abgg. Harkort, 
v. Diederichs und v. Bunſen als Deputation nach Frankfurt zu ſchicken; die 
Conferenzen in der Militärf rage ſollen fortgejegt werden. 


Stettin, 17. Juli. [Abreiſe Sr. königl. Hoheit des 
Kronprinzen.] Wahrend der Kronprinz geſtern Abend nach beende⸗ 
ter Loge den Thee beim Herrn Ober-Präſtdenten einnahm, trug die 
neue Liedertafel auf beſonderen Wunſch Sr. königl. Hoheit einige Lie⸗ 
der vor. Heute Früh fand bei ſchönem Wetter die Parade der ge⸗ 
ſammten Garniſon ſtatt, worauf Se. königl. Hoheit unter Anderem 
die beiden Forts „Wilhelm“ und „Leopold“ beſichtigte. Die Abfahrt 
nach Danzig erfolgte, der „Oſtſ.⸗Z.“ zufolge, um 114 Uhr. 


Frankreich. 

Paris, 16. Juli. [Die neueſten Nachrichten aus Me⸗ 
riko.] Die Nachrichten, welche der „Moniteur“ heute über Me: 
rifo bringt, tragen einen ziemlich lauen Charakter und beſtätigen indi⸗ 
rekt die Gerüchte, welche die Situation der Franzoſen als nicht günſtig 
darſtellen. Allerdings ſtellt ſich die Nachricht von der Niederlage des 
die Verſtärkungen befehligenden Generals Douay als unbegründet her⸗ 
aus. Der General hat das Lager zu Orizaba glücklich erreicht. Die 
Communication aber mit dem Hafen von Veracruz ſcheint doch noch 
nicht genügend geſichert zu ſein, da es den Mexikanern gelungen ift, 
20 Wagen mit Lebensmitteln wegzunehmen. Andererſeits unterliegt ed 
keinem Zweifel mehr, daß Juarez die große Maſſe des Volkes für ſich hat. 
Der Fanatismus in der Hauptſtadt ſoll unbeſchreiblich ſein und leider ſoll 
ſich derſelbe auch in der ſchlechten Behandlung der franzöſiſchen Ge: 
fangenen bewähren. Wenn dieſe Nachrichten ſich beſtätigen, ſo wird 
die Abſendung von 20,000 Mann unerläßlich ſein, um die Hauptſtadt 
zu erreichen und zu beſetzen; die Verfolgung weiterer Pläne aber ſcheint 
unmöglich, es ſei denn, daß Frankreich ſich auf eine jahrelange Expe⸗ 
dition vorbereitet. — Sehr düſter iſt das Bild, welches ein Correſpon⸗ 
dent des in Nantes erſcheinenden „Phare de la Loire“ von den Zu⸗ 
ſtänden in Vera⸗Cruz und Orizaba entwirft. Wir entnehmen dieſem 
Briefe Folgendes: 

General Douay, der mit der „Seine“ angekommmen iſt, hat ſich, ohne 
unterwegs auf einen Feind zu ſtoßen, mit einer Escorte von 250 Mann zu 
dem Expeditions⸗Corps nach Orizaba begeben; aber zwei ſeitdem abgejandte 
Wagenzüge, die mit Munition und Lebensmitteln beladen waren, hatten 
nicht ein gleiches Glück. Sie wurden beide, beinahe vor den Thoren von 
Vera⸗Cruz und an demſelben Orte von Guerillas angegriffen, welche das, 
was ihnen zuſagte, namentlich die Mauleſel, wegnahmen und das Uebrige 
verbrannten. Der letzte, am 9. Juni von Vera⸗Cruz abgegangene 8015 der 
fünfzehn Wagen hielt, wurde von etwa 30 Franzoſen und den oldaten 
unſerer Allürten, der Generale Galvez und Marquez, escortirt. Drei Kilo: 
meter jenſeits la Tejeria griffen ihn die Guerillas an. Bei dem erſten 
Anlaufe hatten unſere tapferen Alliirten keine andere Sorge, 
als ſchleunigſt die Flucht zu ergreifen. Ungefähr zwanzig Fran⸗ 
zoſen fielen unter den feindlichen Kugeln und die anderen zehn wur⸗ 
den mit Ketten an die Pulverwagen angeſchloſſen, die man Nee in Brand 
ſteckte. Unſere unglücklichen Landsleute wurden alſo lebendig verbrannt, 
und, was noch ſchrecklicher iſt, zwei Marketenderinnen der Zuaven, die mit⸗ 
gefangen worden waren, erlitten das nämliche Loos. Man hat ſpäter die 
völlig verkohlten Leichname ſämmtlich aufgefunden. Einige Fuhrleute und 
ein franzöſiſcher Kaufmann fanden allein Gnade vor den Räubern und waren 
die gezwungenen Augenzeugen dieſes ſchauerlichen Auftritts. . 

Das kleine mexikaniſche Kriegsfahrzeug „Conſtitucion“, das mit Mexikanern 
bemannt war, hatte eine Fahrt längs der Küfte angetreten, um die Autori⸗ 
tät Almonte's zur Anerkennung zu bringen; es wurde aber überall von der 
Bevölkerung mit Flintenſchüſſen empfangen und verlor auf dieſe Weiſe den 
größeren Theil ſeiner Mannſchaft, ſo daß es wieder nach Veracruz zurückkeh⸗ 
ren mußte. Dieſe Heinen theilweiſen Erfolge haben die Mexikaner jo ſehr 
ermuthigt, daß ſie jetzt Alles gegen uns wagen. Vor zwei Tagen haben ſie 
an dem Stadtthore ſelbſt, einen Piſtolenſchuß weit von einer Kaſerne, ſieben 
dem Generalſtab gehörige Pferde geſtohlen. Man befürchtet ſelbſt, daß ſie 
ſich in Maſſe vereinigen und die in Orizaba befindlichen 5000 Mann an⸗ 

reifen, denen man, da die Straßen durch zahlreiche Guerillasbanden fo un⸗ 
ſicher gemacht ſind, keine Hilje zu ſchicken im Stande wäre. Ich ſchließe 
meinen Briefe mit Anführung einer Thatſache, die hier das größte Auf⸗ 
ſehen und den peinlichen Eindruck hervorgerufen hat. Almonte, dem man 
bekanntlich den Titel eines proviſoriſchen Präſidenten der Republik gegeben, 
bat kürzlich ein Papiergeld mit Zwangscours in Umlauf geſetzt. Als das be⸗ 
treffende Dekret angeſchlagen wurde, ſchloſſen ſich mit einemmale alle Ge⸗ 
wölbe, Buden, Kaffeebäuſer, Hotels und alle großen Geſchäfte. Die Be⸗ 
hörden mußten mit Gewalt einſchreiten, um wenigſtens die Läden, welche 
die unentbehrlichſten Lebensbedürfniſſe verkaufen, wieder öffnen zu laſſen; 
alle übrigen iind fortwährend noch geſchloſſen. Dieſe Angelegenheit verurſacht 
natürlich unſerem Handel den größten Schaden. h 

Zu Mexico ift der Advokat Ortega, ein Mann von ungemeinem Talent 
und großer Energie, zum Präſidenten des böchſten Gerichtshofes ernannt 
worden. Nach der Verfaſſung iſt der Präſident dieſes Gerichtshofes gleich⸗ 
zeitig der Stellvertreter des Präſidenten der Republik, im Falle von deſſen 
Tod oder Entlafjung, und in ſofern iſt die Ernennung Ortega's zu dieſem 
Poſten ſehr bedeutungsvoll. ar 0 

„Die Poſt gebt ab. Soeben vernebme ich, daß ein beträchtliches Corps 
Mericaner auf Vera⸗Cruz losrückt. Man ſetzt die Matroſen ans Land. Ein 
Angriff ſcheint unmittelbar bevorzuſtehen.“ 


— 


ſammen, der mit dieſen Aemtern, namentlich in Wahlangelegenheiten getrie⸗ 
ben werde. Hier könne er aber verſichern, daß es im Intereſſe der Städte 
liege, wenn ihre Angelegenheiten nicht allein vom grünen Tiſch aus beur⸗ 
theilt werden, ſondern daß es beſſer ſei, wenn fie durch die Hände von völ ⸗ 
lig unparteiiſchen, perſönlich verantwortlichen Männern gebe. Eine Zeit: 
erſparniß werde durch den Antrag der Petenten nicht herbeigeführt, denn 
die Regierung würde immer Bericht erfordern müſſen. Er vermöge nicht 
einzuſehen, daß die Landräthe dadurch mehr Einfluß auf die Verwaltung 
erhalten und daß dieſe dadurch bureaukratiſcher würde; denn die Verwaltung 
vom grünen Tiſch werde dadurch mehr beſeitigt. Wer alſo eine gute Sache 
zu vertreten habe, der werde ſie auch den Augen jedes Dritten offen legen 
können. Die angegriffene Beſtimmung ſei ſehr antibureaukratiſch. 

Abg. Dr Freſe: Der Vorredner habe ausgeführt, daß die Landräthe 
jetzt politiſche Behörden geworden; eben deßhald ſcheine es nothwendig, daß 
das Haus jeden Antrag befürworte, welcher dahin gehe, die Städte von dem 
Einfluſſe der Landräthe zu emancipiren; viele Landräthe ſtänden im Kriege 
gegen die Städte ibres Kreiſes, verſäumten über der Politik die Intereſſen 
ihrer Kreiſe; er müſſe noch auf den Umſtand aufmerkſam machen, daß die 
Landräthe oft nicht in den von ihnen verwalteten Kreiſen wohnen, worüber 
der vorige Miniſter des Innern bereits eine Verfügung erlaſſen; aber jo 
viel er ſich erinnere, ſei von einer Ausführung dieſer Verfügung noch nicht 
die Rede geweſen, und bitte er den Miniſter des Innern um Auskunft dar⸗ 
über. Abg Schneider (Wanzleben) behauptet, daß die Städte in den 
ſechs öſtlichen Provinzen nicht gezwungen werden könnten, ihre Eingaben 
durch die Hand des Landraths geben zu laſſen. Er wolle nicht unterſuchen, 
ob der Einfluß des Landraths auf die kleinen Städte wünſchenswerth ſei 
oder nicht, aber es müſſe jedenfalls ein geſetzlicher Einfluß ſein. Eine 
Verſchleppung der Geſchäfte liege in dem Antrage der Petenten nicht, denn 
die Regierung müſſe ja die Eingaben der größeren Städte ohne den Land: 
ratb entſcheiden. Der Durchgang durch die Hände des Landraths ſei übers 
flüſſig. Der Landrath ſei zwar beſtändiger Commiſſarius der Regierung, 
er kenne aber nicht als Vertreter der Regierung entſcheiden, denn das wäre 


leibe alſo nichts übrig, daß anzunehmen, daß der Landrath ſoll angewicſen 
fein, die kleineren Städte zu bevormunden. Durch dieſe Leiſtung würde aber 
der Landrath vollſtändig zum Büreauarbeiter, und dies ſolle verhindert wer⸗ 
den, weßhalb er den Commiſſionsantrag empfehle. Abg. Graf Schwerin: 
Der § 76 der Städte⸗Ordnung ſpreche nur der Regierung das Recht der 
Aufſicht über die Städte zu, der Vorredner habe aber außer Acht gelaſſen, 
daß den Landräthen kein Aufſichtsrecht zuſtehe; ſie entſcheiden nicht, ſondern 
die Regierung verlange und wünſche nur aus der Lokalkenntniß beraus, ein Ur: 
theil von ihren Organen über die Berichte der Magiſtrate, und dazu ſeien 
die Landräthe wobl befäbigt. Wenn der Abg. Freie behauptet habe, daß 
die Landrätbe ſebr der politiſchen Stellung wegen in den letzten Zeiten die In⸗ 
tereſſen ihrer Kreiſe nicht jo vertreten hätten, als es nothwendig jei, jo 
müſſe er, und ſeine Erfahrung gehe nn fo. weit, wie die des Abg., dieſer 
Behauptung auf das Allerentſchiedenſte widerſprechen. Die Landräthe hät⸗ 
ten die Intereſſen ihrer Kreiſe im Allgemeinen und Großen auch bis in die 
letzte Zeit hinein, tüchtig und genügend vertreten. Es ſei das ein Vorwurf 
gegen eine Klaſſe von Beamten, den der Abg. nicht ſo in die Welt hinein⸗ 
schleudern ſollte, ohne ihn näher zu begründen. (Bravo.) 
Reg.⸗Commiſſar: Eine weſentliche Vorausſetzung, auf welche der 
Commiſſ.⸗Bericht ſich ſtützt, treffe gar nicht ein: daß nämlich Art. 76 der 
Städte⸗Ordnung verletzt ſei. Früher habe das Haus bei Gelegenheit einer 
Petition aus Torgau die Ueberweiſung an die Regierung zur Berückſichti⸗ 
gung ausgeſprochen. Dieſe Berüdfihtigung habe inzwiſchen ſtattgefunden, 
und die jetzige Inſtruktion ſei weſentlich von der frühern verſchieden. Früher 
ſeien die Landräthe ſtändige Commiſſarien der Regierung geweſen; jetzt ſollte 
ſich die Regierung derſelben als Organ zur Ausübung ihres Auſſichtsrechts 
bedienen. Deshalb ſei die W in ihrem Rechte, wenn ſie die Land⸗ 
räthe zur Aufſicht benutze. Außerdem ſei es kaum möglich, in kleineren 
Städten Communal⸗ und Polizeiverhältniſſe zu trennen. Da werde aber 
eine Aufſicht doch gewiß nöthig fein. Deshalb bitte er die Berückſichtigung 
nicht auszuſprechen. i 
Miniſter des Innern v. Jagow: Die Landräthe wohnten an verſchie⸗ 
denen Orten, der Wunſch der Städte ſei aber dabei nicht maßgebend. Was 
die Beſchuldigung der Landräthe durch den Abg. Freſe betreffe, jo wunſche 
er, daß beſtimmte Anklagen formulirt würden. So allgemeine Anklagen 


Abg. Gneiſt: Die Städte ſuchten ſich möglichſt ihre Selbftändigteit zu 
wahren, und die Regierungen ſeien ihnen wohl kaum viel angenehmer, als 
die Landräthe. Es jtehe feit, daß es ein Oberaufſichtsrecht gebe, wenn man 
es auch in Abrede ſtelle. Die Landräthe ſollten nun einmal von Allem 
Kenntniß nehmen, was in der Commune vorgehe, damit man überall ein⸗ 
greifen könne. Die Städte hätten aber nicht nöthig, mit dem Landrathe zu 
a er wo das Recht ihnen zuftände, unmittelbar mit der Regierung zu 
verhandeln. Im Laufe der Zeit ſei in dieſer Sache viel Uebles eingewur⸗ 
zelt. Man habe dieſe Dinge als Sache des Geſchäftszwanges betrachtet, 
und daraus ſei allmählich die Bevormundung bervorgegangen. Das Ober⸗ 
Aufſichtsrecht ſei das abſolute Gegentheil aller Selbſtverwaltung. Etwas 
Anderes ſei es mit der Polizei, die eher eine Aufſicht verlangen könne. Na⸗ 


rung und welche mit dem Landrath verhandelt werden müßten. Die Anſicht, 
wie der Abg. v Vincke fie ausgeſprochen, ſei nur eine Idealiſirung des 
Landrathsamtes. (Große Heiterkeit.) Es thue ibm Leid, daß er mit dieſem 
Abg. in Gemeinde⸗ Angelegenheiten nicht einer Anſicht werden könne. Er 
babe ſich alle Mühe gegeben, ihn zu überzeugen und ihm eine andere An: 
ſicht über engliſches Selfgovernment beizubringen. Aber es ſei einmal nicht 
möglich geweſen. Die Ideale des Abg. v. Vincke ſtimmten durchaus nicht 
mit der Wirklichkeit überein. (Bravo.) 

Abg. v. Mallinkrodt: Das Aufſichtsrecht beſchränke ſich nicht darauf 
zu achten und Aufmerkſamkeit zu haben auf die Beaufſichtigten, ſondern ſei 
nothwendig verknüpft mit gewiſſen Rechten der Leitung; in dieſem Sinne 
hätten die Landräthe kein Aufſichtsrecht über die kleinen Städte, und die ſou⸗ 
veräne Art, mit welcher der Vorredner den Verwaltungsbeamten das Ab⸗ 
bandengetommenfein aller Rechtsbegriffe vorgeworfen, jet deshalb völlig un 
berechtigt und zurückzuweiſen. — Abg. Waldeck: Durch das Recht der Land⸗ 
räthe, die Eingaben der kleinen Städte an die Regierung mit Bemerkungen 
Beten feien die Landräthe eine Aufſichts⸗ und Zwiſcheninſtanz für die 
leinen Städte geworden. Dies ſei dem Geſetze, nämlich der Städteordnung, 
entgegen; eine Inſtruktion aber habe in Weſtphalenſcher Weiſe das Ungeſetz⸗ 
liche durch eine Hinterthür wieder eingeführt und ſo das „Ausführen“ des 
Geſetzes, was die Inſtruktion beabſichtige, als Abſchaffen deſſelben verſtan⸗ 
den. — Miniſter des Innern v. Jagow: Er beſtreite einen Widerſpruch 
der Inſtruktion mit dem Geſetz; die Landrathämter ſeien keine Zwiſchen⸗ 
inſtanz, da ſie nur den Auftrag hätten, die Eingaben der Städte an die Re⸗ 
gierung zu befördern und ſich darüber zu äußern. Dies ſei nö hig zur Auf⸗ 
klärung und Orientirung der Regierung, und er denke deshalb keine Aende⸗ 
rung in dieſer geſchäftlich nothwendigen Einrichtung eintreten zu laſſen. 

Der Schluß der Debatte wird hierauf angenommen. 

Der Referent Abg. Runge weiſt auf die Entſtehungsgeſchichte des § 76 
der Städteordnung hin, aus der ſich ergebe, daß auch die kleinen Städte 
unmittelbar unter Aufſicht der urch d geſtellt werden ſollten und das 
jetzige Verfahren nur abuſive durch Inſtruction des Herrn v. Weſtphalen 
er eg worden ſei. — Zu perſönlichen Bemerkungen: 
0 bg. Dr. Freſe: Die beiden Herren Miniſter des Innern, der jetzige 
und der frühere, hätten in rührender Eintracht die Landräthe gegen den 
Vorwurf politiſcher Agitation in Schutz genommen; für dieſe Thatſache 
aber in dieſem Hauſe nach den Verhandlungen über die Adreſſe und über 
die Wahlerlaſſe noch einen Beweis zu verlangen, das ſei eine Forderung, 
die zu erfüllen über die Geduld des Hauſes gehen würde. (Zuſtimmung.) 

Der Miniſter des Innern, replicirt in einigen Worten. 

Abg. v. Vincke erkennt die Klarheit, Ruhe und Höflichkeit des Abgeord⸗ 
neten für Mansfeld an. (Heiterkeit), deſſen Schriften er „nach Kräften“ ſtu⸗ 
[ engliſche, jedoch nicht über 
veußiiche Zuſtände geſchöpft habe. Ueber den Sinn des Wortes „Auſſicht“ 
ei und bleibe er anderer Meinung, der Landrath habe kein Recht des Ein⸗ 

riffs in ſtädtiſche Angelegenheiten, und das nenne man Auſſicht. In Weſt⸗ 
alen habe er als Landrath daſſelbe Amt geübt, ohne daß je eine Stadt 
darüber 5 klagen gehabt hätte. Dieſe Befugniß ſei in der That nichts als 
ein Brieſträgeramt, in eminenterem Sinne freilich, mit dem Rechte der Mar: 
ginalbemerkungen. (Heiterkeit) Unter dem doctrinären Worte „Selbſtver⸗ 
waltung“ könne der Eine das, der Andere jenes ſich denken. Darüber, daß 
der Präſident nach der letzten Meldung des Ministers zum Worte, die Des 
batte ohne Weiteres für wieder eröffnet erklärt hatte, entſpinnt ſich eine 


—* Breslau, 19. Juli. [General Lüders] kam geſtern 
Abend in Begleitung ſeiner Familie, eines Adjutanten und eines Arz⸗ 
tes mit dem Schnellzuge von Warſchau hier an, und ſetzte heute 
Morgen auf der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn in dem für ihn] R 
geſtellten Salonwagen die Reiſe nach Berlin fort, um dort ſeine Schuß⸗ 


wunde heilen zu laſſen. Die Angabe, 
von dem erhaltenen Schuſſe geſchwärzt fein foll, iſt unbegründet; er ſieht 
im Gegentheil ſehr bleich aus. An der rechten Wange hat er eine 
Geſchwulſt, die jedoch mit einem Tuche verbunden iſt. Seine Erſchei⸗ 
nung erregte unter dem bei Abgang des Zuges anweſenden Publikum 
viel Mitleid. Eine Anzahl hieſiger Stabsoffiziere hatte den General 
auf dem Perron empfangen; einige derſelben ſchloſſen ſich dem Zuge 
an und gaben dem mit hohen Orden reich dekorirten Gaſte das Geleit. 


Breslauer Sternwarte. 


längere Discuffion, die allmählich die Ungeduld des Hauſes teigert, fo] 18. Juli 10 U. Abds.] 2710,19 | +14,5 SO. 1. Heiter. 

daß von vier Seiten Schluß beantragt Did. — Der Schluß — 19. Juli 6 U. Morg.] 27 10,39 | 13,7 NO. 1. Heiter. 

gelte p, Gneiſt entſchuldigt Ah wegen der ihm vorgeworfenen Unhöf⸗ Breslau, 19. Juli. Aral 43. Unterpegel: 15.43. 

lichkeit. Er compenſtre in dieſer Beziehung gern, was er an gleichen Vor⸗ 2 . = = — 

würfen gegen den Abgeordneten für Stargard iu gut habe (Gelächter). Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Binde: Er habe nur die Höflichteit des Vorredners erwähnt. Paris, 18. Juli, Nachm. 3 Uhr. Die zproz. begann zu 68, 40, fiel 


Abg. v. 
(Heiterkeit) — Abg. Graf Schwerin: Er habe nicht beftritten, daß die auf 68, 30, hob ſich auf 68, 45 und ſchloß matt und unbelebt zur Notiz. 


Mexitaner 28. Sardinier 83%. Sprz. Ruſſen 96. 
Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7% Sch., Wien 12 Fl. 80 Kr. Der Dampfer 
„Glasgow“ iſt aus Newyork eingetroffen. 


Metall. 70, 30. 
195, 10. 5 
Aktien⸗Cert. 248, 50 Crevitaltien 212, 60. London 127, —. 
94, 75 Paris 50, 20. Gold —, —. 
Lomb. Eiſenbahn 282, —. 


Schluß⸗Courſe: er > 
Vereinsbank 1 Norddeutſche Bank 97. Rheiniſche 92%, Nordbahn 63, 


Disconto 2%. 


Schleswig 127—128pfd. 126 bezahlt. 
Juli⸗Auguſt zu 85—86 käuflich, ohne 
Mai 28%. Kaffee gute Stimmung, 3—4000 Sack umgeſetzt. 


Preiſe tbeilweiſe % 
52,860 Ballen. 


wonach des Hrn. Generals Geſicht] Haf 


Conſols von Mittags 12 Uhr waren 93 eingetroffen. Schluß⸗Courſe: 
Zproz. Rente 68, 35. 
proz. Spanier —. 

491. 
Credit⸗Aktien —. 


4 Aproz. Rente 97, 60. prozent, Spanier 47%. 
Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 
Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 606. Oeſterr. 


London, 18. Juli, Nachm 3 Uhr. Conſols 92%. Iproz. Spanier 44. 
4 proz. Ruſſen 89%. 


Credit⸗mobilier⸗Aktien 822. 


Nach dem neueſten Bankausweis beträgt der Noten⸗Umlauf 22,358,390, 


der Metallvorrath 17,671,890 Pfd. St. 


Wien, 18. Juli, Mittags 12 Uhr 30 Minuten. Börſe matt. 5proz. 
ö J prog Metall. 62, 50, Bank⸗Aktien 800. Nordbahn 
National⸗Anleihe 81, 80. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
: Hamburg 
Silber „—. Eliſabetbahn 158, —. 
Neue Looſe 130, 25 1860er Looſe 90, 66. 
18. Juli, Nachmitt. 2 Uhr 30 Minuten. Ungün⸗ 


1854er Looſe 90, —. 


Frankfurt a. M., 


ſtigere wiener Notirungen drückten öſterr. Spekulationspapiere, engl. Metalliques 
begehrt, Bexbacher merklich höher. 
17 ur] 5 = 
ien 21/%. 
1854er 5 70%. Oeſterr. National⸗Anleihe 63%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 
Neueſte öſterr. 
Bahn 32%. 


Vollbezahlte neue Ruſſen 90%. Schluß⸗ 
Wiener Wechſel 93. Darmſt. Bank⸗ 


Ludwigsh.⸗Bexbach 137%. 
4 prz. Met. 49. 


Darmſt. Zettelbank 250. 5prj. Met. 54%. 

2294, Oeſterr. Bank⸗Antheile 750. Oeſt. Credit⸗Aktien 197. 

Anleihe 72. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 122. Rhein⸗Nahe⸗ 

Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 10 00 

amburg, 18 Juli, Nac m. 2 Uhr 30 Minuten. Börſe geſchäftslos. 
National⸗Anleihe 64. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 83%. 

ien 97, —. Petersburg 30. 

[Getreidemarkt.] Weizen loco feſter, ab 
Roggen loco feſt, ab Königsberg pr. 

Beachtung. Oel pr. Oktbr. 293%, pr. 


Hamburg, 18 Juli. 


18. Juli. [Baumwolle.] 4,000 Ballen Umſaz. — 
niedriger als am vergangenen Freitage. Wochenumſatz 
Upland 18, Orleans 18%, Surate 11416 K. 5 


Liverpool, 


Berliner Börse vom 18. Juli 1862. 


Fonds- und Geldeourse, i 25 
Freter. Ntants-Anloiuef % 2% bz Oborsehloa. Pu») 7% % Jad bz. 
nate Anl. v. 10, 52 4% 100 8 dito 0. . 7 3½ 1586 bz. 
dito 54, 88, 5%. FI ½ dz. dito Prior . . | d I — — 
diso 12531 100 B dito Prior X — 7 88 bz 
dito 1679 5 % 8% ba dito Prior ©. | mi di — — 
Atnata-Bchuld-Boh. .» 3/0 % ba. dito Prior D. — 4 E 
erkm.-Anl. ven Id 5 3% 23% G. dito Prior E.. — 1314 851% du 
Kerliner Stadt-Obl. . 502% G. dito Prior F. . — 4% 10 b 
(Kur- n.Neumärk, . 3% @ Oppeln-Tarnow. 1 449% bs. 
2 ..dito dito 4 101%, bz Prinz-W. (St-V.)| % | A 154% br. 
5 |Pommersche .....12 3 Rheinische ..... B 1% 96 & U ba. 
) dito nous zer» Uto (St.) Pr. | — | 4,102 B. 
3 1 Posensche . dito Prior... | 44 @. 
2 dito cercesenee ** dito III. Em. — 5 0 bz. 
uf dito naue ser 64 ein Nabebauhgn — 30% 6. 
Sohlosischö zer. +» 27 94½ bz Buhbrort-Örefeld, | 37 201 ½ bz. 
„ Kur- u. Noumärk. | 4 |100 bz Stare.-Posenor . 4 31102 pa (excl D.) 
© |Pommersche ....- 49% B Thüringer 6% 412% B. 
5 Poncho. 4 % bz Wilhsims-Bahn . | — | 15. 5 d 
1 reugei- ebe 4 fn bz dito Prior — 14192 8. 
8 Wostf. u. Rhein. 4 70 % G dito III. Em. | — 4 —-— — 
3 Sächsische dito Prior St. — 4½ 03% B. 
3 (Scblesische do dito | — | 6 6 ba. 
Louiador 
1 — ne Preuss. und ausl. Bank-Actien. 
Ausländische Fonds. Din, — 


Oentorr. Metall.. . 5 156%, bz. Berl. E.-Verein.: 545 4116 0 

to gage Pr.-Anl, 473 B. « Berl.-Hand.-Ges. | 5 | 4 01K bzu.G. 

alto naue 100-fl.-L. — 70% B Borl. W.-Orod.-G.— Di — 

dito Not-Amelhe. b 65 ½ bz Rraunschw.Bank! 4 480% etw. bz. 

dito Benkn.n.Whr.| — 804% bz Bromer „15:4 |108% @. 
Suse. -engl. Anleihe . 5 4% B Oodurg. Credit A. 3 | 4 |73% 6. 

dito 3. Anlaike...| 8 8614 bz Darmst. Zettol-B.] 81 | 4 Kor ba u. 

dito poln. Ich.-Obl. 4 183 6. Darmst.Oredb.-A.)| 5 466 B. 
polu. Plandbriato „..| 4 |- — — Doss. Oroditb.-A.| — | 4 |5Y, bz 

dito III. Fran. 4 i e bz Dise.-Om.-Anthl. | 6 | 4 |y8 B. 
rom. Obl. & 500 Pl. 4 03 B. Gonf. Oredith.-A.| 2 ! 4 jatit, bz u. 

dito 4 300 FI. . 5 94% 8 Geraer Bank ...!5%, 40 8 

dit 5 200 FL. — 255 0 Hamb. Nrd. Bark b 4 06% B 
Boln. Banknoten . . 87½ be „ Jer. „ en 4101 8 
Kurhess. 40 Thlr. 57 B Hannov. „ 4½ 400 B 
Badlen 35 Fl... . .. . 311 B. Leipziger „ 13 47 b 

r 10 4 0% etw. br. u. G 
Actien-Course, Maga. Priv. „ | Aps A 83 
te, . Mein.-Oreditb.-A ] 6 4 0% bz- 
el, Minerva-Bwg.-A.| . | 5 [32% dzuB 

Aach.-Düsselä...| 2314 65% G. Oostor. Ordtb.-A. 7465 84% AY 4 ½ bz 
Aach.-Maztricht, | 3½ 4 4 ½ ‚br Pos. Prov.-Ban 1 44% Kigkt bz 
Amst.-Ratterdam] Gy 4 |60 da u Preuse. B.- Antbl af Me 124% bs. 
Berg.-Mörk;gcha 7 4 |109%, dz. Schl. Bank-Ver. 97 G. 
Berlin-Anhaiter . 84 4 140% bz. Thüringer Bank 2 4% 0 
Berlin-Hamburtg. | 8 4112 bz. Weimar. Bank 4 4 B 
BorL-Poted.-Mgs.] 1 | 4 205 etw b u G. 
Berlin-Btottiner . 7% 4 |129 bz, C. (excl. D.) Wechsel-Course. 
Breoiau-Froibrg. | €} | 4 129 ½ bz. 1 11737 bz. 
Oöln-Aindenor .. 2 ½ 3% J 9 bz. 142%, ba. 
Eranz.3t.-Eisonb.| 6 1. % bz (ex D) * G. 
Ludw.-Bexbach. | 8 | 4 1,5% B 1½ ba. 
Magd.-Halberst. . [2244| 4 132% bau. % ba 
Magd. Wittenbrg. 17 4 4 bz 0. 
Mains-Ludw. A. | 7 r 6% 41 4 4 ba 8 27 
Mecklenburger. 2% a 7 2. 
Münstor-Bammorf 4 | 4 B M. 06. 24 G 
Neisee-Briezger . 3½ 4 173% bz 5 95 
Niederschlos, . 4, A |89 bz. @. 
N. Schl.-Zwelgb. 114] A 175%, lz. 40 6. 
Fordb. Fr.- W.) 34 64 4 64½ bzu.B. 6. 2 M. 98, G. 

dito Prlor. . — sh — — — bx. 
Oberechins. A. . I 72,15% 1156 bz. Bremm . d T. 10 bs. 


Berlin, 18. Juli. Die Börſe hatte heute eine im Allgemeinen etwas 
mattere Färbung, die aus dem Eindruck hervorging, welchen die ſchwächere 
Haltung aller bterreichiſchen Speculationspapiere hervorbrachte. Eine effek⸗ 
tive Rückwirkung ging von den öſterreichiſchen Effekten auf den Markt im 
Allgemeinen aber nicht aus. Ein großer Theil der übrigen gangbaren 
Papiere wurde im Gegentheil höber bezahlt; namentlich gilt dies von Eiſen⸗ 
bahnactien, die in ſchwerer und leichter Gattung vielſach in ſehr gutem Bes 
gehr waren und theilweis in ſehr anſehnlichen Summen verkehrten. Auch 
der Capitalmarkt war durchaus nicht unthätig, wenngleich das Geſchäaft in 
den Anlagepapieren nicht gerade einen bedeutenden Umfang erreichte. Geld 
iſt für erſte berliner Disconten mit 3% vorhanden. Bank. u. 9:3.) 


% Breslau, 19. Juli. Wind: Oft. Wetter: ſchön. Thermometer Früh 
13° Wärme. Bei dem anhaltend ſchönen Wetter zeigte ſich die Kaufluſt 
im 8 ſehr zurückhaltend und fanden die ſchwachen Angebote we⸗ 
nig Beachtung. 2 

Weizen ruhiger; pr. 85pfd. weißer 78-90 Sgr., gelber 78 —89 Sgr. 
— Roagen matter; pr. Sapſd. 59—62—64—66 Sgr. — Gerſte ſchwer 
verkäuflich; vr. 70pfd. weiße 41 42% Sgr. — Hafer ruhiger; pr. 50pfd. 
ſchleſiſcher 27 —28 Sgr. — Erbſen beachtet. — Wicken wenig angeboten. 
— Rapskuchen 51-55 Sgr. — Oelſaaten weichend. — Schlaglein 
wenig angeboten. 


Sgr. pr. Schff. 5 Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen.. . . 778-1 Erbſen . 50—54—57 
Gelber Weizen 77—85—90 Wicken 38—41—44 
Geringer u. blauſpitziger 70—75—82 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
oggen 60—64—67 Schlag⸗Leinſaat ... 160 —185—210 
Gerste e 40—42—44 Winter⸗Raps. 180—208—238 
. 2427-30 Winter⸗Rübſen ... 208 —224—236 


Kartoffeln pr. Sad & 150 Pfd. netto 22—25 Sgr. 

; N Vor der Börfe. 

Rohes Rüböl pr. Ctr. loco 14% Thlr., Herbſt 14 Thlr. — Spiritus 
pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 18% Thlr., Sommermonate und pr. 
Herbſt 18% Thlr. 


. 
Poſen, 18. Juli. Wetter: ſchön. Roggen: behauptet, Gel. — Wis 
pel. Loco per 18 Monat 46% bez. u. Br, Juli⸗Auguſt 45 Gld., 45% 
Br., Auguſt⸗September 44445 bez. u. Br., September⸗Oktober 44% — 
5 % be. u. Br., 4 Gld., October⸗November 44% bez. u. Gld., November 

ezember 44 Br. 

Spiritus: feſt. Gek. 3000 Ort. Loco per d. Monat 18½—19 bez 
u. Gld., August 18 — 7 bez. u. Gld., September 18%—% bez., Old. u. 
Br., Oitober 18 Gld., % Br., November 17% Gld., Dezember 17 Gld. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


